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Abstract
The necessity for a double democratisation of
Eastern Germany resulted from the aim of over-
coming the splitting in two nations. Only a de-
mocratised GDR could make the internationally
accepted resolve for German unity. The democ-
ratisation of the GDR took place in several
phases, whereas the question remained momen-
tarily unanswered, whether this meant a democ-
racy of transformation aiming to the Federal
Republic of Germany, or the political system of
a still independent GDR. Quicker and more in-
tensely as in the central European neighbouring
countries, the majority of GDR citizens democ-
ratised their political system and, on this basis,
aligned themselves with the, now again com-
mon, political system of the Federal Republic of
Germany.
I. Einleitung
Die Transition in Ostdeutschland weist gegenüber den Demokratisierungspro-
zessen in den ostmitteleuropäischen Nachbarstaaten eine markante, in der For-
schung bislang wenig beachtete Besonderheit auf, deren Berücksichtigung aber
Auswirkungen auf die Gesamtbeurteilung der Transformation hat: Die DDR
wurde zwar, wie andere ostmitteleuropäische Staaten auch, zunächst intern de-
mokratisiert, kein halbes Jahr später wurde die in der friedlichen Revolution
errungene Demokratie hier jedoch samt überkommener Staatlichkeit gegen die
gesamtdeutsche, genuin bundesrepublikanische Demokratie ausgetauscht. Im
Folgenden soll dieser doppelte Demokratisierungsprozess anhand eines Phasen-
modells beschrieben werden, das sich an den Handlungsoptionen der ostdeut-
schen Akteure orientiert.
Grundlage des in der Demokratiegeschichte seltenen Vorganges der Erset-
zung einer durch eine andere Demokratie war weniger eine bewusste, isolierte
Entscheidung für das bundesdeutsche Demokratiemodell als vielmehr für das
„Paket Wiedervereinigung“. Dies enthielt samt Staat, Wirtschaft und Gesell-
schaft auch die bundesdeutsche Demokratie.1 Die doppelte Demokratisierung
in der DDR war somit eine direkte Folge des Prozesses zur deutschen Einheit.
Auswirkungen auf die DDR-interne Demokratisierung hatte der Prozess inso-
fern, als binnen kurzer Zeit eine Demokratie installiert werden musste, von der
zunächst nicht klar war, ob sie eher der Transformation diente oder einen vor-
läufigen Endzustand in der DDR darstellen würde. Auch hierbei griff man aus
naheliegenden Gründen auf das bundesdeutsche Modell zurück, das vielen
DDR-Bewohnern durch jahrzehntelangen medialen Anschauungsunterricht be-
kannt war. Zum Tragen kamen zunächst aber auch zivilgesellschaftliche Vorstel-
lungen aus dem Bereich der Bürgerbewegungen.2 Sie wurden bald zugunsten
des rasch dominierenden Ziels der deutschen Einheit zurückgedrängt, und der
Demokratisierungsprozess wurde vom Wiedervereinigungsprozess dominiert.
Die DDR-Demokratisierung war nun international eingeforderte Grundlage der
staatlichen Einheit.
Als die inzwischen „deutsche demokratische DDR“ schließlich am 3. Okto-
ber 1990 dem Geltungsbereich des Grundgesetzes beitrat, verfügte sie unter for-
malen Gesichtspunkten über eine funktionierende Demokratie, auch wenn von
konsolidierten Verhältnissen noch kaum die Rede sein konnte. Ihren Transfor-
mationscharakter konnte man u. a. an der Zusammensetzung der politischen
Funktionseliten ablesen, bei denen westliche Experten eine dominante Rolle
spielten. Aber es gab aus demokratischen Wahlen hervorgegangene staatliche
Institutionen, Parteienpluralismus und politische Freiheit, so dass die DDR
durch den Beitritt nicht erst demokratisch wurde.
Zwar fanden spezifische DDR-Organisationen wie PDS oder Bürgerbewe-
gungen ihren Platz im Rahmen der neuen bundesdeutschen Demokratie, die
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1 Nach welchen Prioritäten die Paket-Entscheidung von wem gefällt wurde, wird hier
nicht erörtert. Die deutsche Einheit wurde mehrheitlich jedenfalls nicht gewünscht,
um dadurch demokratisch leben zu können. Demokratische Verhältnisse hätte man
auch in der DDR haben können – und hatte sie ja vorübergehend auch.
2 Vgl. Andreas Eisen/Max Kaase (unter Mitarbeit von Frank Berg), Transformation und
Transition: Zur politikwissenschaftlichen Analyse des Prozesses der deutschen Vereini-
gung. In: Max Kaase/Andreas Eisen u. a. (Hg.), Politisches System (Berichte der Kom-
mission für die Erforschung des sozialen und politischen Wandels in den neuen Bun-
desländern, Reihe: Berichte zum sozialen und politischen Wandel in Ostdeutschland
3), Opladen 1996, S. 5–46, hier 23. Deren Einschätzung, wonach die Entwicklung in
der DDR hin zur staatlichen Einheit „wegen der Orientierung auf ein fertiges, nur zu
übernehmendes politisches System hin in seiner Bedeutung im Vergleich zu den ande-
ren Übergängen in Mittel- und Osteuropa zurücktreten lässt“, übersieht die Leistun-
gen bei der raschen Installierung der Transformationsdemokratie. Auch die „zeitlich
ausgesetzte bzw. von vornherein strukturell begrenzte Gestaltungsfähigkeit der ost-
deutschen Akteure für identitätsstiftende eigenständige Lern- und Suchprozesse“, die
sich anders als in Mittel- und Osteuropa erst in der Konsolidierungsphase im „gesi-
cherten“ institutionellen Rahmen herausbildet haben soll (ebd., S. 35), ignoriert die
DDR-Demokratisierung, die von den Akteuren ein erhebliches Gestaltungs- und Im-
provisationsvermögen verlangte. Auch in den mittelosteuropäischen Staaten griff man
auf westliche Modelle zurück und erfand das Rad nicht noch einmal neu.
gerade errungenen Institutionen und Strukturen der DDR-Demokratie aber, mit
denen sich die DDR-Bewohner nach Jahrzehnten kommunistischer Diktatur un-
terschiedlich stark identifizierten, verschwanden zugunsten der ebenfalls ange-
strebten Inkorporierung in das bundesdeutsche System teilweise wieder. Wich-
tigste Ausnahme waren demokratische Institutionen auf kommunaler Ebene, die
mehr oder weniger unverändert übernommen wurden, ehe sie sich auf bundes-
deutscher Grundlage weiter entwickelten. 
II. Phasen der Demokratisierung
Die kurze Zeit der Demokratisierung bzw. Demokratie in der DDR war sehr be-
wegt und bedarf hinsichtlich ihrer Phasen einer Differenzierung. Diese wieder-
um lassen sich nicht allein immanent erklären; vielmehr gab es phasenbezogen
unterschiedlich intensive, direkte Zusammenhänge mit den internationalen Rah-
menbedingungen. Auch Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg konnte in
Deutschland nur passieren, was europäische und transatlantische Nachbarn gut-
hießen. Beide Teilstaaten waren samt Berlin in das Netz eines mühsam gespon-
nenen europäischen Vertragswerkes eingebunden. Der hauptsächliche Konnex
bestand dabei allerdings – in dem hier behandelten Zusammenhang – zwischen
DDR-Demokratisierung und sowjetischer Haltung. Da die sowjetische Führung
die deutsche Einheit trotz ihres Perestroika-Reformkurses zunächst kategorisch
ablehnte, kamen vorübergehend nur Modelle der vom Kreml favorisierten
Demokratisierung im Rahmen der DDR-Staatlichkeit in Frage (Falin-Modell).
Freilich entwickelten die bald auf gesamtdeutsche Verhältnisse zielenden Forde-
rungen der DDR-Bevölkerung eine solche Stärke, dass sie die in Bewegung gera-
tende sowjetische Haltung beeinflussten. Im Einzelnen werden für die Jahre
1989/90 sechs Phasen der Demokratisierung Ostdeutschlands beschrieben, die
sich teilweise an genauen Daten festmachen lassen, zum Teil aber auch überlap-
pen.
III. Erste Phase: Grundlagen der Demokratisierung
In einer ersten Phase entstanden im Laufe des Jahres 1989 auf der Grundlage
über Jahre gewachsener zivilgesellschaftlicher Forderungen aus den Reihen von
Bürgerrechtsgruppen Vernetzungen und Strukturen. Sie trugen neben der allge-
meinen Bevölkerungsunzufriedenheit, den Massendemonstrationen und dem
Massenexodus3 zum Systemsturz und zur folgenden offensiven Demokratisie-
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3 Vgl. Albert O. Hirschman, Abwanderung und Widerspruch, Tübingen 1974.
rung im Herbst 1989 bei.4 Maßgeblich beeinflusst wurde die Richtung der De-
mokratisierung aber von vornherein auch durch die unmittelbare Nachbarschaft
der freiheitlich-demokratisch verfassten Bundesrepublik. Deren Modell war, ne-
ben der Realität des „real existierenden Sozialismus“, für Freund und Feind
Maßstab politischen Denkens. In der politischen polarisierten Realität der DDR
nahm die hinter der Mauer verborgene politische Realität der Bundesrepublik
für einen Teil der systemkritischen Bevölkerung die Funktion ein, die sonst poli-
tischen Utopien zukommt; in der SED diente der Westen eher – aber immer we-
niger – als abschreckendes Beispiel.
IV. Zweite Phase: Systemsturz
Die verschiedenen Faktoren kulminierten Anfang Oktober 1989 und leiteten
den Sturz des autokratischen Systems ein. Die SED-Entmachtung erreichte im
Oktober ihren ersten und entscheidenden Höhepunkt, erstreckte sich aber pa-
rallel zur Demokratisierung bis in das Jahr 1990. Es waren vor allem Bürger-
komitees und zivilgesellschaftlich ausgerichtete Bürgerrechtsgruppen, die sich
die Zerschlagung der SED-Herrschaft und die Absicherung der Ergebnisse die-
ses Prozesses noch zu einem Zeitpunkt auf ihre Fahnen schrieben, als andere
politische Kräfte sich bereits vorrangig Gedanken über ihre künftige Rolle unter
veränderten Verhältnissen machten. Sie beteiligten sich aber auch, vor allem auf
kommunaler Ebene, an der Vorbereitung oder Realisierung demokratischer In-
stitutionen. Ob die Bürgerrechtsgruppen eine demokratische levée en masse
zum Ausdruck brachten oder lediglich eine Minderheit repräsentierten, ist im
Hinblick auf die bewusstseinprägende Wirkung des demokratischen Umbruchs
in der DDR unbedeutend. Ihre Relevanz hängt nicht von der Größe des unmit-
telbar in die Bürgerrechtsbewegung involvierten Personenkreises ab. Über diese
Gruppen hinaus hatte ihre Haltung vermutlich Auswirkungen auf die politischen
Orientierungen und Verhaltensmuster des größten Teils der Bevölkerung.5
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4 Vgl. Konrad H. Jarausch, Aufbruch der Zivilgesellschaft – Zur Einordnung der friedli-
chen Revolution von 1989. In: Totalitarismus und Demokratie, 3 (2006) 1, Beitrag in
diesem Heft. Nach Eisen/Kaase, Zur politikwissenschaftlichen Analyse, S. 9, beginnt
die Phase der Demokratisierung erst im Dezember 1989 und reicht bis zum
3.10.1990.
5 Vgl. Oscar W. Gabriel, Politische Orientierungen und Verhaltensweisen. In: Kaase/
Eisen, Politisches System, S. 231–319, hier 279 f.
V. Dritte Phase: Dialog über die politische Zukunft
In der Dialog-Phase, die vom 10. Oktober bis etwa Mitte November 1989 dauer-
te, wurde, die andauernden und entscheidenden Massendemonstrationen flan-
kierend, kontrovers über die politische Zukunft debattiert. Dabei gaben die zivil-
gesellschaftlichen Vorstellungen der Bürgerbewegung der Demokratisierung
wichtige Impulse, auch wenn diese später in die immer dominierende Entschei-
dung der Bevölkerungsmehrheit mündete, den weiteren Weg im Rahmen der
bundesdeutschen Demokratie fortzusetzen. Auch für die Realisierung ihrer zivil-
gesellschaftlichen Vorstellungen sahen viele Aktivisten der Bürgerbewegungen
die Bundesrepublik als geeigneten Rahmen an. Für den Willen, die bisherige,
von der SED verordnete Sprachlosigkeit zu überwinden, stand vor allem das
Neue Forum. Es ließ in seiner symbolischen Bedeutung alle anderen Bürgerbe-
wegungen hinter sich und stand als Synonym für den Willen der Bevölkerung,
zwecks Vorbereitung von Veränderungen zunächst gemeinsam über die Zukunft
zu sprechen. Im Dialog wie durch die Demonstrationen schuf die Bevölkerung
mit der Infragestellung der SED-Alleinherrschaft die Grundlagen der Demo-
kratisierung, während die Staatspartei taktierte, um möglichst viel von ihrer
bisherigen Dominanz zu retten. Die in dieser Zeit vorgetragenen Demokratie-
vorstellungen reichten von demokratisch-sozialistischen über stärker direkt-
demokratische bis hin zu parlamentarisch-demokratischen Modellen. Sie alle be-
wegten sich wegen des sowjetischen Vetos zunächst fast durchweg im Rahmen
der DDR-Staatlichkeit. Die demokratisch-sozialistischen Visionen oszillierten
zwischen demokratischen und semi-diktatorischen Modellen.6 Wie zur Be-
schwichtigung des Kremls, aber auch zwecks Durchsetzung gegenüber der SED-
Führung, bezogen sich viele Demokratieforderungen in dieser Phase ausdrück-
lich auf die sowjetische Reformpolitik von Glasnost und Perestroika. 
VI. Vierte Phase: Programmatische Ausdifferenzierung
Im November setzte dann in einer weiteren, sich bis Ende Januar 1990 erstre-
ckenden Phase eine programmatische und organisatorische Ausdifferenzierung
der unterschiedlichen politischen Gruppierungen ein. Diese betraf sowohl neu
gebildete Gruppen als auch die etablierten DDR-Blockparteien und -Massen-
organisationen.7 Verstärkt seit dem von der Bevölkerung erzwungenen Fall der
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6 Vgl. Rainer Eckert, Sozialismusvorstellungen und Hoffnungen auf Demokratie im
Herbst 1989. In: Dietrich Papenfuß/Wolfgang Schieder (Hg.), Deutsche Umbrüche
im 20. Jahrhundert, Köln/Weimar 2000, S. 567–583.
7 Niedermayer spricht für den „Bewegungs- und Parteienbereich“ von „einer kurzen
Zeit der binnengesteuerten Transition, die sich zunächst als Bipolarisierung, dann als
Ausdifferenzierung äußerte“. Oskar Niedermayer, Das intermediäre System. In: Kaa-
Mauer trat mit der Option der Wiedervereinigung, zunächst auf dem Weg einer
Konföderation, die Orientierung auf eine bundesdeutsche demokratische Zu-
kunft auf das Tableau diskutierter Meinungen. Spätestens jetzt standen neben –
in der Form – unterschiedlichen Demokratiekonzepten auch zwei in Bezug auf
die angestrebte Staatlichkeit konkurrierende Modelle zur Disposition: eine
weiterhin teilstaatliche DDR- und eine gesamtdeutsche BRD-Demokratie. Ange-
sichts der sowjetischen Ablehnung einer staatlichen Einheit Deutschlands schie-
nen die DDR-Modelle realistischer, auch wenn bereits Hinweise auf diesbezüg-
liche Meinungsdifferenzen im Kreml kursierten und ein Teil der Bevölkerung
sich so verhielt, als sei die Einheit bereits beschlossene Sache. Das war ein deut-
liches Signal nach allen Seiten, dass die – nun tatsächlichen – DDR-„Bürger“ ge-
willt waren, über die eigene Zukunft wieder selbst zu bestimmen und nicht statt
den entthronten SED-Funktionären nun Politkern in fernen Hauptstädten das
letzte Wort hinsichtlich der Verhältnisse in Deutschland zu überlassen.
Der „Zehn-Punkte-Plan“ von Bundeskanzler Helmut Kohl und die von Intel-
lektuellen und SED-Funktionären initiierte Erklärung „Für unser Land“ von
Ende November 1989 bezogen sich zwar primär auf die künftige Form der
Staatlichkeit, unlösbar damit verbunden war allerdings die Frage nach der da-
raus resultierenden politischen Ordnung. Beide Erklärungen standen von nun
an für zwei Hauptlager in der politischen Landschaft, das der Befürworter und
aktiven Unterstützer der deutschen Einheit einerseits und jenes eines Erhalts der
DDR andererseits. Beide Lager waren in sich weiter fraktioniert. 
Die Einheitsbefürworter teilten sich – bezogen auf die künftige Demokratie-
form – in Anhänger einer baldigen, umfassenden Übernahme der bundesdeut-
schen Demokratie durch den Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des Grund-
gesetzes einerseits und die Befürworter der Schaffung einer zwar an die
bundesdeutsche Vorlage angelehnten, aber gesamtdeutsch reformierten Demo-
kratie andererseits. Bei letzterem Modell spielten bei einigen Akteuren Überle-
gungen einer Stärkung direktdemokratischer Einflüsse eine Rolle. Beide Rich-
tungen orientierten sich an den in dieser Frage vom Grundgesetz vorgegebenen
Möglichkeiten. Nach Artikel 23 konnte die DDR der Bundesrepublik beitreten,
nach Artikel 146 stand der Weg über die gemeinsame Ausarbeitung einer neuen
deutschen Verfassung offen. Im Wahlkampf votierte die CDU für ersteren Weg,
die SPD für die Alternative. 
Die Befürworter des DDR-Erhalts teilten sich in zwei politisch konträre Frak-
tionen. Den Anhängern eines „demokratischen Sozialismus“ à la SED-PDS stan-
den vor allem jene Kräfte aus den zivilgesellschaftlich ausgerichteten Bürgerbe-
wegungen gegenüber, die im Erhalt der DDR eine Chance sahen, ein neues
Gesellschafts- und Demokratiemodell zu verwirklichen.8 Die politische Nähe al-
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se/Eisen, Politisches System, S. 155–230, hier 167. Wichtig ist aber weniger die Beto-
nung der Kürze, sondern der grundsätzlichen Bedeutung für die weitere Entwicklung.
8 Innerhalb dieser Fraktionen gab es weitere Ausdifferenzierungen, auf die hier nicht
eingegangen wird.
ler Anhänger eines freiheitlich-demokratischen Systems, egal ob stärker direkt-
oder repräsentativ-demokratisch ausgerichtet, egal auch, auf welche Staatlich-
keit sich ihr Demokratiekonzept bezog, wurde bei Auseinandersetzungen mit
den „demokratischen Sozialisten“ im Januar 1990 deutlich. Der Versuch der
SED-PDS wie von Ministerpräsident Hans Modrow, ein semi-diktatorisches,
„demokratisch-sozialistisches“ System samt zum Verfassungsschutz mutiertem
MfS zur Abwehr nicht-sozialistischer Richtungen zu etablieren, wurde von allen
demokratischen Kräften in den alten wie neuen Parteien gemeinsam verhin-
dert.9 Erst nach der mit einer neuen Welle von Massendemonstrationen verbun-
denen zweiten Entmachtungswelle der SED-PDS im Januar (nach der im
Herbst) waren die Reste der SED-Diktatur endgültig überwunden. Die bisherige
diktatorische Staatspartei stürzte Ende Januar 1990 in eine tiefe Krise, stand
kurz vor ihrer Auflösung und mutierte ein weiteres Mal, nun zur PDS. Jetzt stan-
den nur noch die Optionen einer freiheitlichen, mehr oder weniger direktdemo-
kratischen DDR oder die staatliche Einheit Deutschlands zur Auswahl. 
Angesichts der ablehnenden Haltung des Kremls schienen bis Ende Januar
die Modelle einer DDR-Demokratie größere Realisierungschancen zu haben.
Allerdings wuchs die sich artikulierende Anhängerschaft der staatlichen Einheit
rasant, beeinflusste die internationale Diskussion und entwickelte alle bekann-
ten Wirkungen einer sich selbst vollziehenden Prophezeiung. Die wachsende
Einheitseuphorie machte auch vor Parteien und Organisationen nicht halt. Sie
bereiteten sich seit Ende des Jahres 1989 verstärkt auf eine bundesdeutsche Zu-
kunft vor und schufen entsprechende Organisationsstrukturen. Die SDP nannte
sich im Januar in SPD um, West- und Ost-CDU bestimmten in einem konfliktrei-
chen Prozess ihr Verhältnis zueinander, und in den neuen politischen Gruppie-
rungen kam es in dieser Frage zu Polarisierungen. 
Die Demokratisierung war ab dem Jahreswechsel auch keine reine DDR-An-
gelegenheit mehr. Vielmehr wirkten westdeutsche Akteure ebenso mit wie vier
Jahrzehnte zuvor Flüchtlinge aus der „Zone“ mit durchgesetzt hatten, das Wie-
dervereinigungsgebot ins Grundgesetz aufzunehmen. Deutschland begann An-
fang des Jahres 1990 bereits innenpolitisch zusammenzuwachsen; es zeigten
sich erste Konturen einer neuen, gesamtdeutschen Innenpolitik. Das westdeut-
sche Engagement in der DDR schmälerte die Leistungen der DDR-Demokrati-
sierung freilich nicht. Sollte eine Wiedervereinigungsoption auf demokratischer
Grundlage glaubhaft vertreten werden, so war ein engagiertes Mitwirken west-
deutscher Akteure geradezu unabdingbar. Eine gesamtdeutsche Option ohne
westdeutsche Akteure wäre von vornherein unglaubwürdig gewesen. Die letzte
Entscheidung lag ohnehin allein bei den DDR-Bewohnern.
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9 Die „demokratisch-sozialistische“ Zielrichtung der SED-PDS ist nicht mit dem von der
SPD benutzten Terminus „demokratisch-sozialistisch“ gleichzusetzen. Bei letzterem
handelt es sich um eine klar demokratische Position. Vgl. Eckert, Sozialismusvorstel-
lungen, S. 567–583.
Die Haltung zu den unterschiedlichen Demokratiemodellen wirft die Frage
auf, wie „geschult“ die DDR-Bewohner in Fragen der Demokratie waren. Ihre
entsprechende Haltung ergab sich, auf der Grundlage längerfristig gewachsener
Wertüberzeugungen, auch aus dem aktuellen Ereignis der friedlichen Revolu-
tion. Generell ist die Formierung demokratischer Überzeugungen eher ein lang-
fristiger Prozess als eine unmittelbare Anpassung an veränderte systemische Be-
dingungen. Hinzu kommt, dass die Unterstützung der Demokratie eine
komplexe Größe ist, die sich sowohl auf die Idee der Demokratie und ihrer Ein-
zelelemente als auch auf die Realität eines bestimmten demokratischen Systems
und seiner wichtigsten Einrichtungen beziehen kann.10 Untersuchungen in der
alten Bundesrepublik haben die Zählebigkeit von Werten und Normen autokra-
tischer Regime gezeigt. Wie für die Bundesrepublik wurde deshalb seinerzeit ein
langfristiger und friktionsreicher Prozess der Demokratie-Adaption in den neu-
en Bundesländern nicht ausgeschlossen. Die Entwicklungen zeigten hingegen
bereits 1990 eine Zustimmung zur Demokratie, die mit der in der Bundesrepub-
lik vergleichbar war, auch wenn unterschiedliche Schwerpunkte verschieden
stark gewertet wurden.11
Allerdings gab es je nach Position im DDR-System erhebliche Unterschiede
im Verhältnis zur Demokratie. Während die westlich-parlamentarische Demo-
kratie von der SED eher als Instrument der „Diktatur der Bourgeoisie“ darge-
stellt worden war, hatten sich große Teile der Bevölkerung während der Jahr-
zehnte deutscher Teilung an eben dieser Demokratie orientiert und via Medien
kontinuierlich praktischen Anschauungsunterricht erhalten.12 Politisch interes-
sierte DDR-Bewohner, die den „real existierenden Sozialismus“ innerlich ab-
lehnten, wussten daher nicht erst seit der friedlichen Revolution im internen
Gespräch genau, welcher Bonner Partei oder welcher Richtung westlicher Wirt-
schaftspolitik sie zuneigten und wie etwa der Bundestag funktioniert. Von Kon-
rad Adenauer über Willy Brandt, Helmut Schmidt bis hin zu Helmut Kohl wuss-
te viele Bewohner der DDR über all die Jahrzehnte deutscher Teilung zu sagen,
wer bei freien Wahlen ihre Stimme erhalten würde. Wer Westfernsehen oder -ra-
dio empfing, verfolgte eher das politische Geschehen im Westen als die gestanz-
ten ideologischen Erklärungen der SED-Apparatschiks. Von daher setzte ein Teil
der Bevölkerung im Herbst/Winter 1989/90 mit der Entscheidung für die deut-
sche Einheit samt bundesdeutscher Demokratie nur um, was hier ohnehin seit
Jahren oder Jahrzehnten gedacht worden war. Ein anderer Teil der Bevölkerung
stand freilich vor neuen Entscheidungen.
In dieser Phase entwickelten sich seit Ende November 1989 – neben den in
Bezug auf konkrete Aufgaben eher funktionalen Bürgerkomitees – die Runden
Tische auf allen staatlichen Ebenen (DDR, Bezirke, Kreise und Kommunen), so-
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wie in Betrieben und staatlichen bzw. gesellschaftlichen Einrichtungen. Sie folg-
ten polnischen und ungarischen Vorbildern und verstanden sich, das zeigt ein
Vergleich zahlreicher Statute,13 als Instrumente der Demokratisierung, nicht der
angestrebten Demokratie. Sie waren, so auch Konrad Weiss, keine demokrati-
sche Einrichtungen, sondern Kriseninstrumente zur Vorbereitung freier und de-
mokratischer Wahlen.14 Ihre Zusammensetzung basierte im Wesentlichen auf
der Selbsternennung der beteiligten Akteure. Diese konnten sich auf die unspe-
zifisch ausgedrückte Akzeptanz verschiedener Teile der Bevölkerung berufen,
die so begann, Verantwortung an politische Eliten zu delegieren. Mit den Run-
den Tischen verband sich auch noch keine Präferenz für eine besondere Demo-
kratieform im Rahmen dieser oder jener Staatlichkeit, vielmehr waren sie Orte
der Austragung der Diskussion darüber. Angesichts der stark fragmentierten
und polarisierten Situation im Prozess der SED-Entmachtung waren die nach
konkordanzdemokratischen Prinzipien arbeitenden Runden Tische geeignete
Transformationsinstrumente, um eine gewaltfreie Institutionalisierung einer De-
mokratie – welcher auch immer – zu gewährleisten.15 Die Tatsache, dass Staats-
organe sowie die SED und ihre Nachfolgeparteien stimmberechtigt einbezogen
waren, ergab sich daraus, dass sich Mitglieder aller Parteien und gesellschaft-
liche Kräfte, wenn auch mit höchst unterschiedlichen Zielvorstellungen, am Um-
bruch beteiligten. Es war aber auch als Zugeständnis an den Kreml zu verstehen,
wo die neue Führung unter Gorbatschow eine radikale oder gar gewaltsame Ent-
machtung der bislang von Moskau an der Macht gehaltenen, früheren Eliten des
Regimes nicht akzeptieren wollte. 
Bei einer Klassifizierung der verschiedenen Demokratiekonzepte dieser Pha-
se ist eine jeweils doppelte Zuordnung erforderlich; zum einen nach inhaltlichen
Modellen (mehr direkt- oder repräsentativdemokratisch, mehr konflikt- oder
konkordanzdemokratisch), zum anderen in Bezug auf den angestrebten staatli-
chen Rahmen (gesamtdeutsch oder bezogen auf die DDR). Alle inhaltlichen Op-
tionen gab es – unterschiedlich stark ausgeprägt – bezogen auf beide Varianten
der Staatlichkeit. Anfang des Jahres 1990 existierten damit zwei konkurrierende
Transformationsoptionen. Es handelte sich zu diesem Zeitpunkt, nicht nur be-
züglich der künftigen Demokratieform, um eine Transformation mit „entwick-
lungsoffenem Charakter“.16 Auch wenn es sich bei der DDR-Transition bezüg-
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lich der Zweistaatlichkeit um eine Besonderheit handelt, so stellt sie doch die
derzeitigen Konzeptualisierungen von Regimetransitionen nicht in Frage.17 Sie
erweitert sie um den Sonderfall, wonach ein politischer Wechsel mit wechseln-
der Staatlichkeit in Beziehung steht. Vergleichbare Fälle gab es häufiger, verwie-
sen sei im hiesigen Zusammenhang auf die entstehende Zweistaatlichkeit in
Deutschland nach 1945, den Zerfall der ČSSR in Folge der Demokratisierung
oder den der UdSSR in Nachfolgestaaten mit politisch disparaten Systemen.
VII. Fünfte Phase: Die deutsche Einheit wird zur Option
Der historische Besuch Kohls bei Gorbatschow am 10. Februar 1990 in Moskau
läutete die nächste Phase der Demokratisierung ein. Auch wenn wesentliche Fra-
gen der künftigen außenpolitischen Einbindung Deutschlands offen blieben, gab
der Kreml nach Jahrzehnten erzwungener DDR-Diktatur bzw. -Staatlichkeit grü-
nes Licht für die innere Einheit Deutschlands. Damit verband sich nun die reale
Möglichkeit der Schaffung einer gesamtdeutschen Demokratie. Aber weder der
bisherige entwicklungsoffene Charakter noch die erfolgte Freigabe der Option
„deutsche Einheit“ hatten unmittelbare Auswirkungen auf den inneren Demo-
kratisierungsprozess. Zunächst ging es bei der „Demokratisierung von unten“
um nachgeordnete Ebenen oder aber um die DDR-Institutionen, die sowohl
Ausgangspunkt einer Entscheidung für oder gegen den Erhalt der DDR sein
würden. Neu an der bis zu den Märzwahlen dauernden Phase war, dass mit der
Option der staatlichen Einheit auch eine gesamtdeutsche Demokratie zur rea-
len, durch Wahlen erreichbaren Möglichkeit wurde. Im Wahlkampf ging es ange-
sichts dieser Aussicht kaum noch um künftige DDR-Modelle dritter oder sonsti-
ger Art, sondern um die sich im besonderen Maße mit den Parteien CDU und
SPD verbindenden Wege staatlicher Vereinigung. Mit in den Paketen der kon-
kurrierenden Wahlkampfprogramme waren, wenn auch abgeschlagen hinter an-
deren Aspekten, zwei verschiedene Demokratieoptionen implizit enthalten: das
aktuelle Demokratiemodell der Bundesrepublik und ein von gemeinsamen deut-
schen Gremien erst zu schaffendes Modell eines vereinten Deutschland.
VIII. Sechste Phase: Die Transformationsdemokratie der DDR
Mit den Volkskammerwahlen am 18. März 1990 begann die nächste Phase der
Demokratisierung bzw. nun der institutionalisierten DDR-Demokratie. Sowohl
die Wahlen selbst als auch das daraus hervorgehende parlamentarisch-demokra-
tische System waren in den Wochen und Monaten zuvor in Wahl- oder Verfas-
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sungsausschüssen der Volkskammer und Runden Tische einmütig konzipiert
worden, also trotz westdeutscher Unterstützung ein Eigenprodukt des bisheri-
gen Demokratisierungsprozesses. Aus den Wahlen gingen die in der „Allianz für
Deutschland“ zusammengeschlossenen Parteien als Sieger hervor. Damit gab es
nun ein deutliches Mehrheitsvotum für den raschen Beitritt nach Artikel 23.18
Mehr noch als die Befürworter einer schrittweisen Annäherung beider Staaten
wurden die Anhänger direktdemokratischer Modelle marginalisiert. Sie erhiel-
ten nur wenige Prozentpunkte. Ihr Konzept wurde mit dem Ziel einer DDR-spe-
zifischen Demokratisierung in Verbindung gebracht, obwohl dies inzwischen oft
nicht mehr stimmte. Viele von denen, die im Herbst 1989 auf direkte Demokra-
tie gesetzt hatten, begrüßten die deutsche Einheit ebenfalls, verbanden damit
aber die Hoffnung auf eine direktdemokratische Erneuerung der gesamtdeut-
schen politischen Kultur. Ihre Hoffnungen auf die Entwicklung einer eigenstän-
digen ostdeutschen Zivilgesellschaft erfüllten sich so freilich nicht. Eine Folge
war, dass auch der am 4. April 1990 von Bündnis90/Grüne in die Volkskammer
eingebrachte Verfassungsentwurf des Zentralen Runden Tisches, dessen Auto-
ren sich noch auf eine DDR-Demokratie orientiert hatten,19 in der Volkskammer
keine Mehrheit fand. Eine Diskussion darüber wurde wegen der vorzubereiten-
den deutschen Einheit abgelehnt.20 Dennoch stellt er einen wichtigen Beitrag
zur deutschen Demokratiegeschichte dar.
Das Wahlergebnis war bezüglich der Demokratisierung in zweierlei Hinsicht
gravierend. Zum einen bedeutete es eine demokratische Entscheidung für die
bundesdeutsche Demokratie auf dem Wege der Schaffung einer vorübergehen-
den DDR-Demokratie; zum anderen hatte die Wahl durch ihre Entscheidung für
die staatliche Einheit einen anderen Charakter, als ihn Wahlen in funktionieren-
den Demokratien üblicherweise haben. Es galt nicht, den dem Staat zugrunde
liegenden freiheitlich-demokratischen Prinzipien zu entsprechen, um diesen wie-
der einmal zu perpetuieren; vielmehr erteilten die Wähler der Regierung den
Auftrag, den vorhandenen Staat, mit dem sie sich mehrheitlich nicht identifizier-
ten, binnen kurzer Zeit aufzulösen und dem Territorium der Bundesrepublik
Deutschland anzugliedern. Mit dieser konstitutiven Mehrheitsentscheidung war
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1992, S. 299–323.
20 Volkskammer der DDR, 10. WP, 5. Tagung am 26.4.1990, S. 123–126.
die Volkskammerwahl in ihren staats- und systemstürzenden Auswirkungen
selbst markanter Bestandteil des revolutionären Umbruchs. Wies die Märzwahl
bereits deutlich in Richtung Beitritt nach Artikel 23, so wurde dieser durch den
Volkskammerbeschluss über den Beitritt zum Geltungsbereich des Grundgeset-
zes am 23. August 1990 zum Gesetz erhoben. Diesmal stimmten auch die bishe-
rigen Befürworter einer schrittweisen Annäherung beider Staaten zu, so dass
294 Ja-Stimmen nur 62 Nein-Stimmen bei sieben Enthaltungen entgegenstan-
den. 
Die Entscheidung, die DDR-Demokratie zu nutzen, um die DDR aufzulösen,
war, historisch gesehen, konsequent. Es ging nicht in erster Linie um den einen
oder anderen zu bevorzugenden Demokratietyp, sondern um die Wiederherstel-
lung des in Folge des Zweiten Weltkrieges geteilten deutschen Staates auf frei-
heitlich-demokratischer Grundlage. Dominanter Faktor im Prozess der doppel-
ten Demokratisierung war somit immer die Frage der einheitlichen oder
geteilten Staatlichkeit. Sie bestimmte den Weg der Demokratisierung Ost-
deutschlands und den Status der Demokratie in ganz Deutschland. Die Demo-
kratisierung der DDR machte dabei – vor dem Hintergrund der außenpoliti-
schen Rahmenbedingungen – die deutsche Einheit erst möglich. Sie war die vom
Ausland eingeforderte Voraussetzung für die Wiedervereinigung. Die DDR-
Deutschen mussten die Wahl zwischen der DDR und der vereinten Bundes-
republik Deutschland haben, damit die Nachbarn das größere Deutschland ak-
zeptieren konnten. Nur eine selbstbestimmte DDR konnte der Bundesrepublik
beitreten, so gut übrigens, wie jeder Staat beschließen kann, sich einem anderen
anzuschließen – wenn dieser denn will und die Nachbarn mitspielen. Die Not-
wendigkeit der doppelten Demokratisierung ergab sich somit direkt aus der dop-
pelten Staatlichkeit. Die Transformationsdemokratie war die Voraussetzung ei-
ner international akzeptierten Aufgabe der DDR-Staatlichkeit zugunsten eines
vereinten Deutschlands. Die DDR hat diesen Beitrag eindrucksvoll geleistet und
so internationalen Widerständen Wind aus den Segeln genommen. Der demo-
kratische Charakter des Prozesses machte es den Nachbarn schwer, die deutsche
Einheit abzulehnen. 
Selbstverständlich reichte die demokratische Entscheidung der Deutschen in
der DDR, sich der Bundesrepublik anzuschließen, allein nicht aus. Ihr Gegen-
stück war der Wille der Deutschen in der Bundesrepublik zur Wiedervereini-
gung. Deren demokratische Entscheidung, den anderen Teil Deutschlands auf-
zunehmen, war schon Jahrzehnte zuvor gefallen, hatte seinen Niederschlag im
Grundgesetz der Bundesrepublik gefunden und gehörte hier zur Staatsdoktrin.
Aber auch bei einer aktuellen Entscheidung, so Umfragen, hätte sich eine
Mehrheit der bundesdeutschen Bevölkerung, nicht nur wegen der allgemeinen
Einheitseuphorie, für die Wiedervereinigung ausgesprochen. Angesichts der
staatsrechtlichen Voraussetzungen bedurfte es 1990 aber nur noch der demo-
kratischen Entscheidung des kleineren, in der DDR und in Ost-Berlin lebenden
Teils der Deutschen. Auch wenn zwischen den Voten beider Volksteile rund vier
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Jahrzehnte lagen, standen sie doch in direktem Zusammenhang. Aber nicht al-
lein die Entscheidung zum Beitritt war die Grundlage der staatlichen Einheit,
vielmehr der gesamte Demokratisierungsprozess, einschließlich der Formierung
der Unzufriedenheit und des Systemsturzes. Der Freiheitsaufstand des Herbstes
1989 schuf die Grundlage für die demokratische Entscheidung zugunsten der ei-
nen oder anderen Staatlichkeit. Auch insofern war die DDR-Demokratisierung
grundlegend für den gesamten Transformationsprozess. Ohne die Schaffung
freiheitlich-demokratischer Verhältnisse in der DDR hätte es auch keine ökono-
mischen, kulturellen etc. Transformationen in Richtung Bundesrepublik gege-
ben.
Die Bedeutung einer Demokratisierung der DDR für die weitere Entwicklung
in Richtung Ein- oder Zweistaatlichkeit deutete sich bereits seit dem Besuch
Gorbatschows in Bonn und der dort vereinbarten Gemeinsamen Erklärung vom
Juni 1989 an. Hier hatte die Sowjetunion das Selbstbestimmungsrecht aller Völ-
ker und das Recht der freien Wahl des politischen und sozialen Systems als un-
umstößliche Prinzipien ihrer Politik erklärt. Aus bundesdeutscher Sicht hatte
dies bedeutet, dass die künftige Entwicklung in Deutschland von zwei selbstbe-
stimmten, demokratisch gewählten Regierungen auch in Richtung Wiederverei-
nigung getrieben werden konnte.21 Ziel der Bonner Politik war es seitdem, auf
der Grundlage der Anerkennung der Staatlichkeit der DDR dortige Schritte der
Demokratisierung zu unterstützen, an deren Ende auch eine Entscheidung zu-
gunsten der Überwindung der Zweistaatlichkeit stehen konnte. Nicht umsonst
stellte das MfS unmittelbar nach Verabschiedung der Erklärung fest, dass sich
daraus Schlussfolgerungen ergäben, die „durchaus auch revanchistischen, also
imperialistischen Zielrichtungen entsprechen können“.22
Auch zu jedem anderen Zeitpunkt in der Geschichte des SED-Staates hätten
demokratische Verhältnisse unter vergleichbaren Voraussetzungen wohl binnen
kurzer Zeit zum selben Ergebnis, dem der deutschen Einheit, geführt. Dennoch
provoziert die Endgültigkeit dieser Entscheidung – nimmt man das Prinzip der
Verbindung demokratischer und liberaler Prinzipien ernst – die Frage nach dem
Schutz der Interessen jener, die sich für den Erhalt der DDR-Staatlichkeit ein-
setzten. Die Chance einer späteren Realisierung ihrer politischen Ziele war nach
dem Beitritt der DDR nicht mehr gegeben. Zwar können die Anhänger der
DDR-Staatlichkeit sich heute im Rahmen der bundesdeutschen Ordnung artiku-
lieren und die Postkommunisten unter ihnen ihrem, wie sie meinen, berechtig-
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ten historischen Experiment23 an 17 Millionen Menschen die letzte Reverenz er-
weisen, eine Rückkehr zur DDR werden sie nicht erleben. Die meisten wollen
dies auch nicht mehr. 
Die Zielgerichtetheit der Wahlentscheidung und des wichtigeren Teils der Ge-
setzgebung durch die erstmals in der DDR-Geschichte demokratisch gewählte
Volkskammer kennzeichnen die DDR-Demokratie zwischen dem Frühjahr und
dem Herbst 1990 als Transformationsdemokratie. Weg und Ziel der Transfor-
mation im Allgemeinen und der Transition im Besonderen waren nun klar vorge-
geben. Insbesondere seit dem Staatsvertrag über die Schaffung einer Währungs-,
Wirtschafts- und Sozialunion vom 18. Mai 1990 setzte ein Systemwechsel, ein in-
stitutioneller Umbruch- und Anpassungsprozess ein, von dem die Ersetzung der
DDR- durch die bundesdeutsche Demokratie nur ein Aspekt war. Die friedliche
Revolution fand schließlich im Einigungsvertrag vom 30. August 1990 ihre „um-
stürzende Transformationsformel“.24 Mit ihr wurde praktisch die gesamte Ver-
fassungs- und Rechtsordnung der DDR durch deren Untergang als eigenständi-
ger Staat außer Kraft gesetzt und die der Bundesrepublik auf das bisherige
Gebiet der DDR und Berlins ausgedehnt. Die Spezifik des Transformationspro-
zesses bestand nun in der Übertragung eines bereits funktionierenden Institutio-
nen- und Rechtssystems einschließlich eines Transfers von Eliten zur Besetzung
von Führungspositionen in den neuen Strukturen. Institutionen- und Personen-
transfer bildeten, zusammen mit dem massiven Finanztransfer, eine „Triade von
exogenen Bestimmungsfaktoren, die den inhaltlichen Korridor und das Tempo
des institutionellen Umbruchs in Ostdeutschland in hohem Grade steuerte und
ihn an den Grundstrukturen der Institutionenwelt der alten Bundesrepublik aus-
richtete“.25 Damit unterschied sich die Entwicklung in der DDR von der anderer
Ostblockstaaten dadurch, dass sich der Systemwechsel hier geschichtlich als na-
tionale Wiedervereinigung, völkerrechtlich als die Vereinigung der beiden deut-
schen Staaten, verfassungsrechtlich als Beitritt der DDR zur Bundesrepublik
und transformationsspezifisch als Integration Ostdeutschlands in die Verfas-
sungs-, Rechts-, Institutionen-, Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung der alten
Bundesrepublik vollzog. Damit war der Umbruch nun „von einer Integrationslo-
gik gesteuert, die Korridor und Richtung des Transformationspfades innerhalb
der der alten Bundesrepublik eigentümlichen politischen, institutionellen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Grundentscheidungen und -strukturen weit-
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gehend vorzeichnete und absteckte“.26 Damit waren auch Typus und Spielregeln
der künftigen Demokratie in Ostdeutschland zu einem sehr viel früheren Zeit-
punkt des Regimewandels festgelegter als in allen anderen in der Entstehung be-
griffenen Demokratien oder sonstigen politischen Systemen Ost-, Südost- und
Mitteleuropas.27 Durch die Zielgerichtetheit des Prozesses waren auch hinsicht-
lich der Demokratisierung Sonderbedingungen in einem Maße gegeben, die ei-
ne systematische komparative Analyse mit den anderen ehemaligen Ostblock-
staaten nur unter genau bestimmten Bedingungen sinnvoll erscheinen lassen.28
Die DDR-Demokratisierung war insofern der grundlegende Teil der gesam-
ten Transformationsprozesse, da ohne sie die generelle, alle Bereiche umfassen-
de Transformation in Richtung Bundesrepublik nicht stattgefunden hätte. Dieser
Charakter des Prozesses provoziert die hypothetische Frage, wie die DDR-De-
mokratie sich ohne Ausrichtung auf die staatliche Einheit entwickelt hätte. In-
wieweit waren Form und Funktionalität der DDR-Demokratie von der Entschei-
dung beeinflusst, die Demokratie nur zu ihrer Ersetzung durch eine andere
Staatlichkeit samt einer anderen Demokratie zu nutzen? 
Fest steht, dass die Volkskammer so oder so gewählt worden wäre. Spekulati-
on muss allerdings bleiben, ob eine durch internationalen Druck erzwungene
Beibehaltung der DDR-Staatlichkeit zu einem anderen Ergebnis der Volkskam-
merwahl geführt hätte. Möglicherweise hätte die Bevölkerung in diesem Fall in
der SPD einen geeigneteren Verhandlungspartner mit der sowjetischen Seite ge-
sehen. Andererseits können auch in diesem Fall die Wahlergebnisse der Kommu-
nalwahlen im Mai 1990 wie auch die Landtagswahlen im Oktober 1990 als Indi-
zien für einen CDU-Sieg gedeutet werden. Beide standen in keinem direkten
Zusammenhang mit der Frage der Ein- oder Zweistaatlichkeit, bei beiden lag
dennoch die CDU in den meisten Landesteilen klar vorn. Sicher hätte es, statt
der weitgehend von der Bundesregierung beeinflussten Arbeit der Volkskammer
bei der Verabschiedung von Gesetzen zum Zweck von Vorbereitung und Durch-
führung der deutschen Einheit, eine durchweg auf die DDR bezogene Gesetzes-
arbeit gegeben. Diese hätte wohl vor allem die tiefgreifende ökonomische und fi-
nanzielle Krise des Staates und dessen weiterhin engen Bindungen an eine sich
wandelnde Sowjetunion zum Inhalt haben müssen. Möglicherweise wäre auch
die vorgesehene Länderkammer früher institutionalisiert worden, nicht auszu-
schließen sind auch – wegen West-Berlin – ein anderer Länderzuschnitt etwa
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der DDR-Länder Berlin und Brandenburg und andere, nachrangige Entwicklun-
gen.
In institutioneller Hinsicht aber, so scheint es, hätte sich eine auf andauernde
DDR-Staatlichkeit bezogene Demokratie kaum wesentlich von der Transforma-
tionsdemokratie unterschieden. Auch Institutionen der Demokratisierung wie
die Runden Tische wären keine maßgeblichen Einrichtungen der DDR-Demo-
kratie geblieben. Sie wurden ebenso wie die Bürgerkomitees bereits von der
Mehrparteienregierung unter Lothar de Maizière zugunsten des parlamentari-
schen Systems zurückgedrängt. Wohl aber hätten beide Institutionen in einer –
warum auch immer – fortbestehenden DDR möglicherweise eine größere Rolle
als Modell bei späteren Konfliktlösungen gespielt. Auf Landesebene hat sich
z. B. der Sächsische Landtag ausdrücklich auf sein Herkommen aus den Runden
Tischen der drei sächsischen Bezirke berufen. Auf kommunaler Ebene gab es
lange Zeit zahlreiche konkordanzdemokratische Modelle, erinnert sei beispiel-
haft an die Stadt Freiberg.29 Beides ließ sich natürlich auch im Rahmen der bun-
desdeutschen Demokratie problemlos realisieren, so dass gesagt werden kann,
dass die bundesdeutschen Demokratienormen ostdeutschen Besonderheiten auf
der Landes- und Kommunalebene nicht im Wege standen. Einzig auf der gesamt-
staatlichen Ebene verlor die DDR vollständig ihr Gesicht, und das war ja auch
ausdrücklich beabsichtigt. Gerade auf der Landes- und Kommunalebene sieht
das bundesdeutsche System eine Vielfalt demokratischer Formen als konstitutiv
an. Niemand würde einschreiten, wenn etwa der Landtag des Freistaates Bayern
oder eine schleswig-holsteinische Gemeinde beschließen würde, Entscheidun-
gen künftig konkordanzdemokratisch zu fällen.
Wodurch, so ist verallgemeinernd zu fragen, muss sich eine Demokratie von
einer Transformationsdemokratie unterscheiden, deren demokratisch herbeige-
führtes Ziel ihre Ersetzung durch eine andere Demokratie ist? Zunächst wird
letztere natürlich die Konditionen ihrer Existenz definieren, in diesem Fall ihre
zeitliche Begrenztheit und ihre Funktion, die in der Aufhebung ihrer selbst be-
steht. Ansonsten aber basieren beide auf dem Prinzip der demokratischen Mehr-
heitsentscheidung, egal wie sie im Einzelnen organisiert sind. Gravierende Un-
terschiede ergeben sich aus dem Transformationscharakter nicht.
Vom Typus her handelte es sich bei der DDR-Demokratie um eine repräsen-
tative parlamentarische Demokratie. Dazu herrschte bei ihrer Institutionalisie-
rung an den Runden Tischen und teilweise demokratisierten „Volksvertretun-
gen“ aller Ebenen weitgehend Konsens, sieht man einmal von eher diffusen
postkommunistischen Modellen eines erneuerten Sozialismus ab. Auf der Stre-
cke blieben aber auch die Anhänger von Formen direkter Demokratie in den
Bürgerbewegungen. Ihrem Anliegen, zivilgesellschaftlichen Ansätzen zur Gel-
tung zu verhelfen, begegneten Volksammer und Regierung de Maizière teilweise
herablassend und mit wenig Fingerspitzengefühl. Die Zwänge des Einigungspro-
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zesses, fehlende politische Praxis und die Euphorie des Sieges ließen vor allem
die Ost-CDU im Eifer des Gefechts unter anderem in Fragen der Länderzugehö-
rigkeit, für die nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland aus gu-
tem Grund plebiszitäre Verfahren vorgesehen waren, Formen direkter Demo-
kratie ignorieren. So setzte sich die Regierung de Maizière hinsichtlich der
Zuordnung strittiger Kreise zu den entstehenden Ländern über Volkes Willen
hinweg und ließ stattdessen über die Parteischiene beeinflussbare Kreistage ent-
scheiden, was in den betroffenen Regionen nicht gerade die Herausbildung eines
demokratischen Bewusstseins beförderte.30 Vor allem aber nutzte die Regierung
die Möglichkeit, aus der friedlichen Revolution hervorgegangene Gremien wie
Runde Tische oder Bürgerkomitees aus dem Rennen zu werfen. Das machte aus
ihrer Sicht deswegen Sinn, weil diese mancherorts als politisch-gesellschaftliche
Ersatzinstrumente marginalisierter Kräfte genutzt wurden, die das Wahlergeb-
nis bedauerten und gesellschaftliche Alternativstrukturen etablieren wollten.
Kern des sich darin ausdrückenden Konflikts war – neben politischen Meinungs-
verschiedenheiten – der Umstand, dass zwar die CDU die Wahl korrekt gewon-
nen hatte, jedermann aber wusste, dass der Sieg nicht direkt der bisherigen Ost-
CDU, sondern eher einer erst im Entstehen begriffenen CDU als Teil der von
Kohl geschmiedeten Allianz mit den Partnern DSU und Demokratischer Auf-
bruch galt.31
IX. Siebte Phase: Deutsche Einheit und Übertragung der 
bundesdeutschen Demokratie
Am 3. Oktober 1990 trat die DDR der Bundesrepublik bei. Auf dem Gebiet der
neuen Bundesländer galten nun die Regeln bundesdeutscher Demokratie, abge-
stuft nach Bund, Ländern und Kommunen. Auf kommunaler Ebene hatten be-
reits im Mai, noch in der DDR, Wahlen stattgefunden, deren Ergebnisse auch
weiterhin Gültigkeit behielten. Sie waren bereits in Anlehnung an bundesdeut-
sche Regeln durchgeführt worden und können so als Vorgriff auf die bundes-
deutsche Demokratie angesehen werden, von der sich die DDR-Demokratie ja
ohnehin nur wenig unterschied. Im Oktober folgten Landtagswahlen, im Dezem-
ber 1990 konnten die nun wieder „Bürgerinnen und Bürger“ der neuen Bundes-
länder gemeinsam mit den Westdeutschen über die Zusammensetzung des erst-
mals gesamtdeutschen Bundestages abstimmen. 
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Zwar galten auf dem Gebiet der ehemaligen DDR fortan die Regeln bundes-
deutscher Demokratie, dies bedeutete aber keinesfalls, wie schon die Fortgel-
tung der Kommunalwahlen zeigt, ein Ende der spezifischen Entwicklungslinien
Ostdeutschlands. Außerdem brachte die Wiedervereinigung auch für das bun-
desdeutsche Modell teils gravierende Änderungen, wenn auch zunächst weniger
auf der Ebene der grundsätzlichen Funktionsweise der Demokratie. Generell
aber führt jede Integration zweier selbstständiger Systeme, selbst wenn sie über-
wiegend unter den Bedingungen nur eines der beiden Teilsysteme erfolgt, das
unter Ressourcengesichtspunkten absolut bestimmend ist, zu einem neuen Sys-
tem und damit prinzipiell auch zu Rückwirkungen auf beide Teilsysteme.32 Eine
dynamische Komponente erhielt der Transformationsprozess zudem dadurch,
dass auch die Struktur der Bundesrepublik mit ihrer offenen Gesellschaft nicht
endgültig, sondern selbst permanent in Veränderung begriffen ist.33
Zunächst einmal wurde das parlamentarisch-demokratische System nun ge-
samtdeutsch aufgefüllt. Im Bundestag saßen, nach einer Interimslösung ab Okto-
ber, seit der Bundestagswahl im Dezember 1990 nun auch die Vertreter ost- und
mitteldeutscher Wahlkreise. In den neu entstandenen Bundesländern wurde zu-
gleich an eigene, der SED-Herrschaft und dem NS-Regime vorausgehende Tra-
ditionen angeknüpft. In der föderalen bundesdeutschen Ordnung sind die Län-
der konstitutive Elemente des Bundesstaates. Die Transformation in Richtung
Bundesrepublik Deutschland vollzog sich im Osten im Wechselspiel der Über-
nahme der bundesdeutschen Ordnung und der Gestaltung eines darin integrier-
ten Eigenlebens.34 Deswegen scheint es sinnvoll, in Erweiterung des Begriffs des
„Institutionentransfers“35 deutlich zwischen exogenen und endogenen Faktoren
der Institutionenbildung zu unterscheiden. Exogene Faktoren sind dabei in die-
sem Zusammenhang die Muster der bundesdeutschen Demokratie. Endogene
Faktoren sind z. B. strukturelle und organisatorische Muster bzw. Restbestände
der DDR-Institutionenordnung, personelle Kontinuitäten bzw. endogener Eli-
tenaustausch in Politik, Verwaltung, Parteien etc. sowie die politischen Einstel-
lungen und Werthaltungen der Bevölkerung als soziokultureller Unterbau der
neuen Institutionenordnung. Am nachhaltigsten wirken endogene Faktoren im
Mikro-Bereich politischer und Wertvorstellungen. Es erscheint daher plausibel,
vom Bild einer langsamen Amalgamierung, einer Gemengelage von westdeut-
schen und ostdeutschen institutionellen Strukturmustern und soziokulturellen
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„legacies“ des DDR-Systems sowie soziokulturellem „luggage“, das von den
westdeutschen Importeliten und Aufbauhelfern mitgeführt wurde, auszuge-
hen.36
X. Zusammenfassung
Zusammenfassend ist zu sagen, dass die Notwendigkeit der doppelten Demokra-
tisierung Ostdeutschlands sich aus dem Willen zur Überwindung der Zweistaat-
lichkeit ergab. Nur eine demokratisierte DDR konnte den international akzep-
tierten Beschluss zur deutschen Einheit fassen. In mehreren Phasen kam es
zunächst zu einer Demokratisierung der DDR, wobei zunächst offen blieb, ob es
sich um eine Transformationsdemokratie mit dem Ziel Bundesrepublik Deutsch-
land oder um das politische System einer weiterhin eigenständigen DDR han-
deln würde. Schneller und intensiver als in den ostmitteleuropäischen Nachbar-
staaten demokratisierte die Mehrheit der DDR-Bewohner ihr Staatswesen und
schloss sich auf dieser Grundlage dem nun wieder gemeinsamen politischen Sys-
tem der Bundesrepublik Deutschland an.
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